
 

 
  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 14 AS 83/10 B 
 
L 7 AS 168/09 (Bayerisches LSG) 
S 13 AS 1027/07 (SG München) 
 
 
………………………………, 
 
 
 Klägerin, Antragstellerin  
 und Beschwerdeführerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
Arbeitsgemeinschaft für die Grundsicherung von Arbeitsuchenden im Landkreis Starnberg, 
Moosstraße 5, 82319 Starnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. August 2010 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie die Richterinnen   K r a u ß     

und   H a n n a p p e l  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 25. Februar 2010 Prozesskosten-

hilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu bewilligen, wird abgelehnt.  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 25. Februar 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin begehrt höhere Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozial-

gesetzbuch Zweites Buch (SGB II). Vorliegend sind streitig Leistungen für Mai und Juni 2007 

(Bewilligungsbescheid der Beklagten vom 20.4.2007 in der Gestalt des Widerspruchs-

bescheides vom 20.6.2007). Klage und Berufung sind ohne Erfolg geblieben (Gerichtsbescheid 

des Sozialgerichts München vom 2.3.2009; Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts 

<LSG> vom 25.2.2010). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des LSG hat die Klägerin mit einem von 

ihr unterzeichneten Schreiben Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundessozialgericht (BSG) 

eingelegt und zugleich die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines Rechts-

anwalts für die Durchführung dieses Verfahrens beantragt. Sie macht geltend, ihr volljähriger 

Sohn wohne zwar nicht mehr bei ihr, sie müsse ihn aber weiterhin unterstützen und ihm regel-

mäßig auch eine Unterkunft bieten. Der Regelsatz sei insbesondere für alleinstehende Eltern-

teile, die sich in einer solchen Lage befänden, zu niedrig, was das Bundesverfassungsgericht 

(BVerfG) bei seiner Entscheidung vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09) nicht berücksichtigt 

habe. 

 

II 

 

Dem Prozesskostenhilfeantrag kann nicht stattgegeben werden. 

 

Nach § 73a Sozialgerichtsgesetz (SGG) iVm § 114 Zivilprozessordnung kann einem Beteiligten 

für das Verfahren vor dem BSG nur dann Prozesskostenhilfe bewilligt werden, wenn die be-

absichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet; das ist hier nicht der Fall. 

Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in 

der Lage wäre, eine Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin erfolgreich zu begründen.  

 

Gemäß § 160 Abs 2 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des BVerfG abweicht und auf 

dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist 

weder nach dem Vorbringen der Klägerin, noch nach summarischer Prüfung des Streitstoffs auf 

Grund des Inhalts der beigezogenen Verfahrensakte ersichtlich.  
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Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht gegeben. Sie 

ist nur dann anzunehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die - über den Einzelfall 

hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das 

Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Die von der Klägerin aufgeworfene Rechtsfrage, in-

wieweit das System der Regelleistungen gemäß § 20 SGB II der Verfassung entspreche, ist 

durch das Urteil des BVerfG vom 9.2.2010 (1 BvL 1/09, 3/09 und 4/09) geklärt. Das BVerfG hat 

insofern im Sinne der Klägerin entschieden, dass § 20 SGB II gegen Art 1 Grundgesetz (GG) in 

Verbindung mit Art 20 GG verstößt, zugleich aber klargestellt, dass für die Vergangenheit und 

für laufende Verfahren eine Erhöhung der Leistungen - trotz der festgestellten Verfassungs-

widrigkeit des Regelleistungssystems - nicht in Betracht kommt. Es ist schließlich nicht erkenn-

bar, dass die im Einzelnen begründete Auffassung des LSG, vorliegend sei kein Fall einer 

dauerhaften, atypischen Bedarfslage gegeben, der im Sinne der zitierten verfassungsgericht-

lichen Rechtsprechung einen Härtefall bedeuten könne, über den vorliegenden Einzelfall hinaus 

grundsätzliche Rechtsfragen aufwirft.  

 

Die Entscheidung des LSG weicht auch nicht von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB 

oder des BVerfG ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg verspricht (§ 160 

Abs 2 Nr 2 SGG). Divergenz kommt ausschließlich in Betracht, wenn das LSG einen Rechts-

satz in Abweichung von einem solchen des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt 

hat. Solche abweichenden Rechtssätze, auf denen das Urteil beruht, sind nicht erkennbar. In 

seiner Entscheidung hat sich das LSG ausdrücklich der einschlägigen Rechtsprechung des 

BVerfG angeschlossen. 

 

Schließlich ist nicht ersichtlich, dass die Klägerin einen Verfahrensmangel geltend machen 

könnte, auf dem die angefochtene Entscheidung des LSG beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 1 SGG).  

 

Die von der Klägerin selbst eingelegte Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen, weil sie den 

Anforderungen des § 73 SGG nicht entspricht. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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